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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 12 KR 82/05 B 

 

 

 
.................................................................... , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ............................................................ 
  

 
 
 

g e g e n 
 
 
AOK Rheinland/Hamburg - Die Gesundheitskasse, 
Pappelallee 22-26, 22089 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
 
beigeladen: 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg. 
 
 
 

 

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. Oktober 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   B a l z e r   sowie den Richter   Dr.  B e r n s d o r f f und 

die Richterin   H ü t t m a n n - S t o l l 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Be-

schluss des Landessozialgerichts Hamburg vom 24. Oktober 2005 wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Beteiligten streiten in der Hauptsache darüber, ob der Kläger für die Zeit des Bezugs von 

Arbeitslosenhilfe von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung zu be-

freien ist.  

 

Der Kläger war seit 1. Januar 1993 privat krankenversichert. In den letzten fünf Jahren vor dem 

Bezug von Arbeitslosenhilfe, die für den Zeitraum vom 1. September 2002 bis 31. März 2003 

gewährt wurde, war er mit Unterbrechungen als Kostümbildner in der Film- und Fernsehbran-

che in wechselnden Beschäftigungsverhältnissen tätig, die wegen Überschreitens der Jahres-

arbeitsentgeltgrenze keine Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung be-

gründeten. In den Zwischenzeiten der Arbeitslosigkeit vom 1. bis 3. August 1998, 9. Januar bis 

28. März 1999, 21. Dezember 1999 bis 9. Januar 2000, 4. März bis 24. April 2000, 6. Juli 2000 

bis 14. August 2001 und 17. Oktober 2001 bis 3. Februar 2002 bezog er Leistungen der 

Bundesanstalt für Arbeit und war deshalb bei der beklagten Krankenkasse in der gesetzlichen 

Krankenversicherung pflichtversichert. Den Antrag des Klägers auf Befreiung von der Versiche-

rungspflicht für die Zeit der Arbeitslosigkeit mit Bezug von Arbeitslosenhilfe ab 1. September 

2002 lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 3. September 2002 ab. Widerspruch, Klage und 

Berufung sind erfolglos geblieben.  

 

Mit seiner Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Landessozial-

gerichts Hamburg (LSG) vom 24. Oktober 2005 macht der Kläger die grundsätzliche Bedeutung 

der Rechtssache geltend.  

 

 

II 

 

Die Beschwerde ist in entsprechender Anwendung von § 169 Satz 2 und 3 des Sozialgerichts-

gesetzes (SGG) als unzulässig zu verwerfen. Der Kläger hat in der Begründung des Rechts-

mittels entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG keinen Zulassungsgrund hinreichend dargelegt 

oder bezeichnet.  

 

Das Bundessozialgericht (BSG) darf gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision gegen eine Ent-

scheidung des LSG nur dann zulassen, wenn  

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (Nr 1) oder 

- das angefochtene Urteil von der höchstrichterlichen Rechtsprechung abweicht (Nr 2) oder 

- bestimmte Verfahrensmängel geltend gemacht werden (Nr 3). 
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Die grundsätzliche Bedeutung einer Rechtssache lässt sich nur darlegen, indem die Beschwer-

debegründung ausführt, welche Rechtsfrage sich ernsthaft stellt, deren Klärung über den zu 

entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung im 

allgemeinen Interesse erforderlich (Klärungsbedürftigkeit) und deren Klärung durch das Revisi-

onsgericht zu erwarten (Klärungsfähigkeit) ist (BSG SozR 1500 § 160a Nr 60 und 65; BSG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN - stRspr; vgl auch Bundesverfassungsgericht <BVerfG> SozR 

3-1500 § 160a Nr 7). Die Beschwerdebegründung hat deshalb auszuführen, inwiefern die 

Rechtsfrage nach dem Stand der Rechtsprechung und Lehre nicht ohne weiteres zu beantwor-

ten ist, und den Schritt darzustellen, den das Revisionsgericht zur Klärung der Rechtsfrage im 

Allgemeininteresse vornehmen soll (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). Für die Darlegung der 

grundsätzlichen Bedeutung verfassungsrechtlicher Fragen gilt nichts anderes. Die Begründung 

darf sich auch insofern nicht auf eine bloße Berufung auf Normen des Grundgesetzes (GG) 

beschränken, sondern muss unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des BVerfG und des 

BSG darlegen, woraus sich im konkreten Fall die Verfassungswidrigkeit ergibt (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 11). Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung nicht. 

 

Es ist bereits fraglich, ob die Beschwerde eine hinreichend konkrete Rechtsfrage formuliert hat. 

Soweit ihrer Begründung entnommen werden kann, dass der Kläger für grundsätzlich bedeut-

sam hält, ob der Ausschluss der Befreiung von der Versicherungspflicht gemäß § 8 Abs 1 Nr 1a 

des Fünften Buches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V) gegen den 

Gleichbehandlungsgrundsatz des Art 3 Abs 1 GG sowie die Gewährleistung der allgemeinen 

Handlungsfreiheit in Art 2 Abs 1 GG verstößt, soweit in den letzten fünf Jahren vor dem Leis-

tungsbezug eine gesetzliche Krankenversicherung nur wegen vorheriger Zeiten des Leistungs-

bezugs, die eine versicherungsfreie abhängige Beschäftigung unterbrachen, ausgeschlossen 

ist, fehlt es an der Darlegung der Klärungsbedürftigkeit.  

 

Es hätte hierzu unter Berücksichtigung der vom LSG zitierten Rechtsprechung des Senats, ins-

besondere des Urteils vom 17. Juli 1997 (12 RK 16/96, SozR 3-4100 § 155 Nr 5), sowie der 

Rechtsprechung des BVerfG näher ausgeführt werden müssen, warum die Rechtsfrage weiter 

klärungsbedürftig ist, obwohl der Senat in seiner Entscheidung vom 17. Juli 1997 die Versiche-

rungspflicht nach § 5 Abs 1 Nr 2 SGB V iVm § 155 Abs 1 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) 

für bisher privat krankenversicherte Bezieher von Arbeitslosengeld nicht als verfassungswidrig 

angesehen und der Gesetzgeber mit Wirkung ab 1. April 1998 mit § 8 Abs 1 Nr 1a SGB V eine 

Befreiungsmöglichkeit geschaffen hat. Die Beschwerde legt nicht dar, dass und weshalb der 

Gesetzgeber trotz der in der genannten Entscheidung des Senats für eine Pflichtversicherung 

sprechenden Gründe verfassungsrechtlich verpflichtet gewesen sein könnte, auch Personen, 

die in den letzten fünf Jahren vor dem Leistungsbezug nur mit Unterbrechungen privat kran-

kenversichert, in der Unterbrechungszeit wegen des - wiederholten - Bezugs von Leistungen 

nach dem AFG bzw des Dritten Buches Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung (SGB III) jedoch 

gesetzlich krankenversichert waren, ein Befreiungsrecht einzuräumen.  
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Soweit die Beschwerde einen Verstoß gegen Art 2 Abs 1 GG rügt, ist nicht dargetan, inwieweit 

die Versicherungspflicht den Kläger unzumutbar belastet. Dass das LSG wegen der fehlenden 

Befreiungsmöglichkeit einen Anspruch auf die vom Kläger begehrte Auskehrung der von der 

beigeladenen Bundesagentur für Arbeit gezahlten Krankenversicherungsbeiträge verneint hat, 

reicht hierfür nicht aus. Eine insbesondere unvermeidbare Belastung mit Beiträgen zur privaten 

Krankenversicherung ist nämlich nicht dargelegt. Auch die Beiträge zur gesetzlichen Kranken-

versicherung werden gemäß § 251 Abs 4a SGB V nicht durch den Kläger, sondern durch die 

Bundesagentur für Arbeit getragen. Der Kläger beruft sich schließlich auch nicht auf einen Ver-

lust des privaten Krankenversicherungsschutzes.  

 

Zur Begründung der Verletzung des Art 3 Abs 1 GG hätte neben der gerügten Gleichbehand-

lung mit nicht privat krankenversicherten Leistungsempfängern und der Ungleichbehandlung 

mit in den letzten fünf Jahren durchgehend nicht krankenversicherungspflichtigen 

Leistungsempfängern dargelegt werden müssen, aus welchen Gründen diese unter 

Berücksichtigung der Rechtsprechung des BVerfG ungerechtfertigt und verfassungswidrig sein 

könnten. Soweit die Beschwerde eine Benachteiligung darin sieht, dass ein von ihr als 

vorteilhafter eingeschätzter Krankenversicherungsschutz in der privaten Krankenversicherung 

durch den Krankenversicherungsschutz in der gesetzlichen Krankenversicherung ersetzt wird, 

hätte es einer Auseinandersetzung mit den Ausführungen in der Entscheidung des Senats vom 

17. Juli 1997 bedurft, dass dies kein anzuerkennender Nachteil sei, weil beim Systemvergleich 

von der Gleichwertigkeit der privaten und der gesetzlichen Krankenversicherung auszugehen 

ist.  

 

Soweit es die Beschwerde unter Hinweis auf neueste Entwicklungen und weiterführende Dis-

kussionen in der Öffentlichkeit und in der Politik sowie in den Fachkreisen für sozialpolitisch 

wünschenswert hält, dass eine Befreiung von der Krankenversicherungspflicht auch im Falle 

des Klägers möglich ist, um die Solidargemeinschaft zu entlasten, handelt es sich um im Rah-

men des Ermessens des Gesetzgebers zu berücksichtigende sozialpolitische Erwägungen. 

Eine verfassungswidrige Überschreitung dieses Ermessens, auf die sich der Kläger berufen 

könnte, wird nicht dargetan. 

 

Von einer weiteren Begründung wird gemäß § 160a Abs 4 Satz 3 Halbsatz 2 SGG abgesehen, 

da sie nicht geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzung der Revisionszulassung beizutragen.  
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 

 

 

13 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

